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lungen führen dürfen. Zugleich möchten wir den Ver-
bleib der übrigen Landesbeschäftigten im Tarifver-
bund der Länder gewährleisten. Die Voraussetzung 
dafür ist die vorliegende Änderung des Hochschulge-
setzes. 

Die Änderung ermöglicht zudem die Gründung eines 
Arbeitgeberverbandes der Universitätskliniken in 
Nordrhein-Westfalen. 

Bis zum Abschluss neuer Tarifverträge durch einen 
solchen Verband sollen die Beschäftigten der Univer-
sitätskliniken in den bisher geltenden Tarifverträgen 
verbleiben können. Damit soll eine tarifvertragsrecht-
liche Schlechterstellung der Beschäftigten der Uni-
versitätskliniken gegenüber den Landesbeschäftig-
ten vermieden werden. 

Unabhängig davon sollen mit der Gesetzesvorlage 
auch die Regelungen zur Investitionsfinanzierung 
der Universitätskliniken an die einschlägigen Bestim-
mungen des Krankenhausgestaltunggesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen angeglichen werden, 
die für nicht universitäre Plankrankenhäuser gelten. 

Mit der vorliegenden Gesetzesänderung stellen wir 
die Weichen dafür, dass sich die Arbeitsbedingungen 
der Pflegekräfte und des anderen patientennah ar-
beitenden Fachpersonals an den nordrhein-westfäli-
schen Universitätskliniken wirksam, spürbar und 
nachhaltig verbessern können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vor. Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/58 in der ersten von zwei Lesun-
gen. Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CDU, 
SPD, Bündnis 90/Grüne und AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die FDP. Gibt es Enthaltungen? – Das 
ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 18/58 in erster Lesung, wie gerade 
festgestellt, angenommen. 

Die Fraktionen haben vereinbart, die zweite Lesung 
unmittelbar im Anschluss durchzuführen. Hierzu 
sehe ich auch keinen Widerspruch. Dann verfahren 
wir so. 

Ich rufe die zweite Lesung des Gesetzentwurfs der 
Fraktionen von CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen Drucksache 18/58 mit dem Titel „Gesetz betref-
fend die Mitgliedschaft der Universitätskliniken im Arbeit-
geberverband des Landes“. Ich weise auf den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der FDP Drucksache 18/81 
hin. Es ist keine Aussprache vorgesehen. 

Wir kommen daher unmittelbar zu den Abstimmun-
gen. Wir stimmen erstens über den Gesetzentwurf 
Drucksache 18/58 nach zweiter Lesung ab. Wer 

möchte dem zustimmen? – Das sind CDU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die FDP. Enthaltungen gibt es dem-
nach keine. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/58 angenommen und verabschiedet. 

Wir stimmen zweitens über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der FDP Drucksache18/81 ab. Wer 
möchte dem zustimmen? – Das ist die FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind CDU, SPD und Bündnis 
90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Bei Enthaltung 
der AfD ist der Entschließungsantrag Drucksache 
18/81 damit abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

3 Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes über die 
Berufe in der medizinischen Technologie in 
Nordrhein-Westfalen und zur Anpassung weite-
rer landesrechtlicher Regelungen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/63 

erste Lesung 

Herr Minister Laumann hat seine Einbringungsrede 
zu Protokoll gegeben (s. Anlage). Eine weitere Aus-
sprache ist heute nicht vorgesehen. 

Damit kommen wir auch hier sofort zur Abstimmung. 
Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 18/63 an den Hauptaus-
schuss. Wer ist gegen diese Überweisungsempfeh-
lung? – Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf: 

4 Gesetz zur Umsetzung des Sofortzuschlages 
für Kinder nach § 145 des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch für das Land Nordrhein-West-
falen (Sofortzuschlagsumsetzungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/59 

erste und zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die Fraktion der CDU dem Abgeordneten 
Klenner das Wort. 

Jochen Klenner (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der Politik 
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Anlage 

Zu TOP 3 – „Gesetz über die Berufe in der me-
dizinischen Technologie in Nordrhein-Westfa-
len und zur Anpassung weiterer landesrechtli-
cher Regelungen“ – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Die Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen 
gesundheitlichen Versorgung von Patientinnen 
und Patienten ist der Landesregierung ein großes 
Anliegen. Einen wichtigen und unverzichtbaren 
Beitrag hierzu leisten die Berufe in der medizini-
schen Technologie.  

Insbesondere die Coronapandemie hat gezeigt, wie 
bedeutend die Berufe der medizinischen Technolo-
gie für die Gesundheitsversorgung sind. Denn ohne 
Laboratoriumsanalytikerinnen und -analytiker hät-
ten wir keinen einzigen PCR-Test auswerten und 
ohne Radiologiediagnostikerinnen und -diagonsti-
ker keinen einzigen Lungenultraschall durchführen 
können.  

Am 1. Januar 2023 wird das bundeseinheitliche 
Gesetz für diese Berufsgruppe in Kraft treten. Die 
vier Berufe in der medizinischen Technologie für La-
boratoriumsanalytik, Radiologie, Funktionsdiagnos-
tik und Veterinärmedizin werden hierdurch refor-
miert, modernisiert und gestärkt.  

Eingeführt werden mit dem Bundesgesetz auch 
die verbindliche Zahlung einer angemessenen 
Ausbildungsvergütung und die gleichzeitige Auf-
hebung des Schulgeldes. Beide Aspekte leisten 
einen wesentlichen Beitrag dazu, dass noch mehr 
junge Menschen sich für eine Ausbildung in die-
sen zentralen Berufen der Gesundheitsversor-
gung entscheiden.  

Auch die Änderung der bisherigen Berufsbezeich-
nung Medizinische Assistentin und Medizinischer 
Assistent war ein längst überfälliger Schritt. Durch 
die neuen Berufsbezeichnungen Medizinische 
Technologin und Medizinischer Technologe wird 
die fachliche Kompetenz klar fokussiert und die ei-
genständige Bedeutung der Berufsgruppe zukünf-
tig klargestellt.  

Mit dem Entwurf des Gesetzes zur Umsetzung 
des Gesetzes über die Berufe in der medizini-
schen Technologie in Nordrhein-Westfalen und 
zur Anpassung weiterer landesrechtlicher Rege-
lungen schafft die Landesregierung eine weitere 
Grundlage für die zukunftsfähige Entwicklung ei-
ner bedarfsgerechten und flächendeckenden Ge-
sundheitsversorgung in Nordrhein-Westfalen. 
Hierzu soll zum einen von den bundesrechtlich 
eingeräumten Regelungs- und Gestaltungs-

möglichkeiten Gebrauch gemacht werden und 
zum anderen sollen die nordrhein-westfälischen 
Landesgegebenheiten berücksichtigt werden. Ziel 
des Gesetzes ist es, die Reform und das neue 
Ausbildungssystem in Nordrhein-Westfalen gut 
umzusetzen. 

Aufgrund der bundesrechtlich eingeräumten Ge-
staltungsspielräume können mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf das MT-Berufe-Gesetz und 
die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung mög-
lichst effektiv auf die Situation in Nordrhein-West-
falen angepasst werden.  

So soll zukünftig auch das angemessene Verhält-
nis von Auszubildenden zu Vollzeitkräften im Be-
trieb geregelt werden. Durch diese klar definierte 
Anforderung an den Betrieb sollen die Ausbil-
dungsqualität und die Ausbildungszufriedenheit 
weiter gesteigert werden.  

Um die Einrichtungen der praktischen Ausbildung 
in der Übergangsphase zu entlasten, sollen die 
jährliche Fortbildungspflicht für Praxisanleiterin-
nen und Praxisanleiter auf bis zu drei Jahre ver-
längert und insgesamt großzügige Überleitungs-
fristen eingeführt werden. 

Die gute Umsetzung der Reform ist ein wesentli-
cher Baustein für die langfristige Fachkräftesiche-
rung in Nordrhein-Westfalen und für die zukunfts-
gerechte Weiterentwickelung der Berufe in der 
medizinischen Technologie insgesamt.  
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